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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 12. Aprii 1986 
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Volksrepublik Bulgarien 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitaianiagen 


A. Zielsetzung 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland. 


B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Auslandsinvestitionen, insbeson- 
dere durch Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünsti- 
gung, Entschädigungspflicht bei Enteignung, freiem Transfer von 
Kapital und Erträgen, internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) - 651 09 - Ka 54/87 Bonn, den 25. Mal 1987 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende Ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. April 1986 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Bulgarien über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages und des zugehörigen Protokolls sowie eine 
Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft und des Aus- 
wärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 576. Sitzung am 15. Mai 1987 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 12. April 1986 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Bulgarien 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Hannover am 12. April 1986 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Bulgarien über die gegenseitige Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
sowie dem Protokoll und dem Briefwechsel vom selben 
Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll und der 
Briefwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 1 
Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes Anwendung, da er sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das im Vertrag 
vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf Steuern 
bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden. Das Gesetz enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 1 1 Abs. 2 In Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau ergeben sich 
nicht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Bulgarien 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

jxoroBOP 

Me»c.ziy Oe^epanHa penyÖJiHKa PepMaHMH 
H HapoÄHa penyöjiHKa BT>jirapHH 

OTHOCHO BSaHMHO HaCT>pHaBaHe H B3aHMHa SamHTa Ha HHBeCTHLlHHTe 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Volksrepublik Bulgarien - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Gebiet des anderen Staates 
zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß die vertragliche Förderung und der 
vertragliche Schutz dieser Kapitalanlagen in jedem der Vertrags- 
staaten dem Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
dienen, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa - 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 
1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Anteilsrechte an Gesell- 
schaften und andere Arten von Beteiligungen an Gesellschaf- 
ten sowie alle sonstigen Vermögenswerte, die mit wirtschaft- 
licher Tätigkeit verbunden sind, insbesondere 

a) Eigentum und sonstige dingliche Rechte; 

b) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

c) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums (wie 
Erfindungspatente, Handelsmarken, Handelsnamen), 
technische Verfahren, Know-how und Goodwill; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt, 
vorausgesetzt diese Änderung widerspricht nicht den Geset- 
zen des jeweiligen Landes; 

2 bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage gemäß Ziffer 1 für einen bestimmten Zeit- 
raum als Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder 
andere Gebühren entfallen; 


<I)e;iepajiHa penyÖJiHKa PepMaHHa 

H 

Hapo;iHa penyÖJiHKa EtJirapHa 

B HcejiaHHeTO ch jisl 3a;i'bJi6oHaBaT HKOHOMHHecKOxo 
CT>Tpy;iHMMeCTBO MCÄ^y ABexe A'bPÄaBH, 

B cxpeMCÄa CH ^a C'b 3 ;ia;iax ÖJiaronpHflXHH ycjiOBHfl 3 a 
HHBeCXHUHH OX HHBCCXHXOpH Ha COTBXa il'bpÄaBa Ha XepHXO- 
pHflxa Ha Apyraxa ;x'bp»caBa, 

C'b3HaBaHKH, He ;ioroBopHOxo Hac-bpHaBane h ;ioroBOp- 
Haxa 3amHxa na xe3H HHBecxHUHH b'bb bchkb ox ;ioroBap- 
amHxe ce ^x'bpjKaBH ;ionpHHaca 3a pa3mHpaBaHexo Ha hkoho- 
MHHeCKOXO CT>Xpy;iHHHeCXBO, 

B JxyxB Ha 3 aKJiioHHxeJiHHa aKx na KoHrtepenuHaxa 3a 
CHxypHOcx H c'bxpyAHHHecxBO B Eßpona, 

ce ;ioroBopHxa 3 a cjie;xHOXo: 


HJIEH 1 

3a uejiHxe na Hacxoamna ;ioroBOp; 

1. riOHaxHexo »HHBecxHUHH« oöxBama npasa na ;iajiOBO 
ynacxHe b ;xpyÄecxBa h ;xpyrH BH^ioBe ynacxHa b 
; xpy3KecxBa, kbkxo h bchhkh ;ipyrH HMymecxBeHH cxoh- 
HOCXH, cB'bp3aHH cic cxoHaHCKa ;xeHHOcx H nO“Cne- 
UHajiHO: 

a) coöcxBeHOCx h ;ipyrH BemHH npasa; 

6 ) npexenuHH 3a napH, H 3 pa 3 xo/iBaHH 3a c'b 3 ;iaBaHe na 
HKOHOMHHeCKa CXOHHOCX, HJIH npexeHUHH no OXHOUieHHe 
Ha ycjiyxH, kohxo HMax HKOHOMHHecKa cxohhocx; 

b) aBxopcKH npaBa, npaßa na npoMHmJiena coöcxBenocx 
(xaxo naxenxH 3 a H 3 o 6 pexeHHa, XT,proBCKH MapxH, 
x-bproBCKH HaHMeHOBaHHa), xexHHHecKH cnocoÖH, Hoy- 
xay H ry;i-yHJi. 

H3MeHeHHexo na (J)opMaxa, no;i Koaxo ce Bjiarax HMymecx- 
BeHH cxoHHOcxH, He 3acara KanecxBOxo hm na HHBecxHUHa, 
npH nojiOÄeHHe, ne xoBa H3MeHeHHe ne npoxHBOpeHH na 
3aKOHHxe Ha ctoxBexHaxa cxpana. 

2. rioHaxHexo »npHxo^« 03HaHaBa OHe3H cyMH, kohxo ce 
nojiarax na ;xa;ieHa HHBecxHuna ciriiacHO xoHKa 1 3a 
onpe;ieJieH nepHo;x ox BpeMe Kaxo ÄHJiOBe ox nenaiiÖH, 
;iHBH;ieHXH, JIHXBH, JIHUeH3HOHHH HJIH JipyXH XaKCH. 
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3. bezeichnet der Begriff „Investoren“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

1. Deutsche mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Ver- 
trags, 

2. jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich 
dieses Vertrags hat und nach den Gesetzen zu Recht 
besteht, gleichviel, ob die Haftung ihrer Gesellschafter, 
Teilhaber oder Mitglieder beschränkt oder unbeschränkt 
und ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht. 


in bezug auf die Volksrepublik Bulgarien: 

jede juristische Person sowie jede wirtschaftliche Gesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich die- 
ses Vertrags hat und die eingetragen ist, soweit dies nach den 
bulgarischen Gesetzen erforderlich ist, gleichviel, ob ihre 
Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

die nach Maßgabe dieses Vertrags im Gebiet der anderen 
Vertragspartei Kapitalanlagen vornehmen. 


Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Kapitalanlagen von 
Investoren der anderen Vertragspartei nach Möglichkeit fördern. 

(2) Jede Vertragspartei wird Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvor- 
schriften zulassen. 

(3) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei zugelassen sind, genießen den 
Schutz dieses Vertrags. Erträge aus der Kapitalanlage genießen 
den gleichen Schutz. 

(4) Jede Vertragspartei wird Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 


Artikel 3 

(1 ) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Kapitalanlagen von 
Investoren der anderen Vertragspartei nicht weniger günstig 
behandeln als Kapitalanlagen von Investoren dritter Länder. 

(2) Jede Vertragspartei wird Investoren der anderen Vertrags- 
partei hinsichtlich deren Betätigung im Zusammenhang mit Kapi- 
talanlagen in ihrem Gebiet nicht weniger günstig behandeln als 
Investoren dritter Länder. 


(3) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Gesellschaften mit 
Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei hinsichtlich 
deren Betätigung nicht weniger günstig behandeln als Gesell- 
schaften mit Investoren dritter Länder. 


(4) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf die Vorrechte, die 
eine Vertragspartei gewährt 

- mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit zu einer Zollunion, einer 
Freihandelszone oder einer Wirtschaftsgemeinschaft, 

- aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder sonsti- 
ger Vereinbarungen über Steuerfragen. 

(5) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die außerhalb dieses 


3. IloHHTHeTo »HHBecTHTopH« 03HaHaBa: 

IIo oTHouicHHe Ha (l)e.aepajiHa penyÖJiHKa FepMaHHH: 

1. HcMUM C MCCTOÄHTejlCTBO B OÖCCra Ha ÄCHCTBHe Ha 
HaCTOHmHH ^^O^OBOp. 

2. BcHKO lOpHJlHHeCKO JlHUe, KaXTO H BCHKO TT>prOBCKO 
.apy)KecTBo hjih bchko .apyro j^py^KccxBo, hjim oöcot- 
HCHWe C HJIH 6e3 lOpHJIHHeCKa JIHHHOCT, Koero HMa 
ce^tajiHuie b oöcera na ^teHCXBHe na HacxoHmna zioro- 
Bop H cT>mecxByBa na 3aK0HH0 ocHOBaHHc, He3aBH- 
CHMO ox xoBa j^ajiH c'bjxpyÄHHUHxe, ynacxHHUHxe h 
HjicHOBexe ca c orpaHHHCHa hjih HeorpaHHHCHa oxro- 
BopHocx, H jiajiH jieHHocxxa My e HacoHena kt>m 
nenajiGa hjih hc; 

Ilo oxHomcHHe na HapojiHa penyöjiHxa BT,jirapH 5 i: 

BchKO lOpHOTHCCKO JIHUC KaKXO H BCHKO CXOnaHCKO 
ÄpyacecxBo hjih jipyro Apy)KecxBO, hjih oöejiHHeHHe c hjih 
6e3 lopHjiHHecKa jihhhocx, kocxo e ctc cejiajiHuie b oöcera 
Ha jicHCxBHe Ha HacxoHuiHH jioroBop h e perHcxpHpano, 
jiOKOJiKoxo xoBa e hcoöxojihmo CT>rjiacHO ö'bjirapcKoxo 3aK0- 
HojiaxejicxBo, neaaBHCHMo ox xoBa, jiajiH ^iCHHocxxa My e 
HacoHCHa KT,M nenajiöa hjih hc, 

KOHXO H3Bl,puiBaX HHBCCXHUHH HO CHJiaxa Ha HaCXOHmHH 
jioroBop Ha xepHxopHHxa na jipyraxa jioroBapama ce cxpana. 

MJIEH 2 

1. Bcaxa jioroBapHma ce cxpana me HacT>pHaBa no 

BT>3MO)KHOCX Ha CBOHXa XepHXOpHH HHBeCXHUHH Ha HHBeCXH- 
xopH Ha Jipyraxa jioroBapsiiiia ce cxpana. 

2. BcHKa jioroBapama ce cxpana me pa3pemaBa hhbccxh- 
UHH Ha HHBecxHxopH Ha Jipyraxa jioroBapsima ce cxpana b 
c'boxBexcxBHe c npaBHHxe ch pa3nopeji6H. 

3. MHBecxHiiHH, paapemeHH b cT>oxBexcxBHe c npaBHHxe 
pa3nopeji6H na ejinaxa jioroBapama ce cxpana, ce nojiayßax 
ox 3amHxaxa na nacxosmiHH jioroBop. üpHxojiHxe ox HHBe- 
cxHiiHHxa ce noji3yBax ct>c c^maxa 3amHxa. 

4. Bcaxa jioroBapama ce cxpana me xpexnpa hhb^xh- 
iIHHxe Ha HHBecxHxopH na jipyraxa jioroBapama ce cxpana 
BT>B BCHHKH CJiyHaH HaH-CHpaBejIJlHBO. 

MJIEH 3 

1. Bcaxa jicroBapama ce cxpana me xpexnpa na CBoaxa 
xepHXopHH HHBecxHiiHH Ha HHBecxHxopH Ha jipyxaxa jioroBa- 
pama ce cxpana ne no-Majixo ÖJiaronpHHXHO, oxxojixoxo 
HHBecxHiiHH Ha HHBccxHxopH Ha xpexH cxpaHH. 

2. BcHxa jioroBapsima ce cxpana me xpexnpa HHBecxnxopn 
Ha Jipyraxa jioroBapHma ce cxpana no oxHomeHne na 
jieHHOCxxa hm bt>b BpT>3xa c HHBecxHiiHH na nennaxa xepnxo- 
PHH He no-Majixo ÖJiaronpnaxno, oxxojixoxo HHBecxnxopn 
Ha xpexH cxpaHH. 

3. BcHxa jioroBapsima ce cxpana me xpexnpa na cboh xepn- 
xopHH jipy^cecxBa c ynacxne na HHBecxnxopn na jipyraxa 
AoroBapama ce cxpana no oxHOineHne na Aennocxxa hm ne 
no-Majixo ÖAaronpHHXHo, oxxojixoxo APy^cecxBaxa c 
HHBecxnxopn na xpexn cxpann. 

4. ToBa xpexnpane ne ce oxHaca 3a npe^HMcxBa, xohxo 
eAHaxa AoroBapsima ce cxpana npeAocxaBH 

— c orAeA ynacxnexo ch b mhxhhhccxh ct>k)3, b 30Ha 3a cbo- 
ÖOAHa X-bprOBHa HAH HXOHOMHHeCXa oömnocx; 

— bt>3 ocHOBa Ha cnoroAÖa 3a abohho AaH^HHo oÖAarane 
HAH ApyrH Cn0pa3yMeHH5I no AaHT>HHH BT>npOCH. 

5. Axo OX npaBHHxe pa3nopeA6H na CAHaxa AoroBapsima 
ce cxpana hah ox MOKAynapoAHonpaBHH 3aAT>A»ceHH5i, 
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Vertrags zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine Regelung, durch die den Investoren der 
anderen Vertragspartei oder deren Kapitalanlagen eine günsti- 
gere Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so 
geht diese Regelung diesem Vertrag insoweit vor, als sie günsti- 
ger ist. 


(6) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung ein- 
halten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet übernommen hat. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei genie- 
ßen in dem Gebiet der anderen Vertragspartei vollen Schutz und 
Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen in 
dem Gebiet der anderen Vertragspartei nur auf Grund von Geset- 
zen im öffentlichen Interesse und gegen Entschädigung enteignet 
werden. Die Entschädigung muß dem Wert der enteigneten Kapi- 
talanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die 
Enteignung oder die bevorstehende Enteignung öffentlich 
bekannt wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich nach der 
Enteignung geleistet werden; sie muß tatsächlich venwertbar und 
frei transferierbar sein. 


(3) Die Rechtmäßigkeit der Enteignung wird auf Verlangen des 
Investors in einem ordentlichen Rechtsverfahren der Vertragspar- 
tei, welche die Enteignungsmaßnahme getroffen hat, nachgeprüft. 
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der Entschädi- 
gung werden der Investor und die andere Vertragspartei zum 
Zwecke der Ermittlung des Wertes der enteigneten Kapitalanlage 
Konsultationen durchführen. Ist binnen drei Monaten nach Beginn 
der Konsultationen eine Einigung nicht erzielt worden, so wird die 
Höhe der Entschädigung auf Verlangen des Investors entweder in 
einem ordentlichen Rechtsverfahren der Vertragspartei, welche 
die Enteignungsmaßnahme getroffen hat, oder durch ein inter- 
nationales Schiedsgericht nachgeprüft. 

(4) Investoren einer Vertragspartei, die durch Krieg oder son- 
stige bewaffnete Auseinandersetzungen, Ausnahmezustand oder 
sonstige vergleichbare Ereignisse in dem Gebiet der anderen 
Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von 
dieser Vertragspartei hinsichtlich eventueller Rückerstattungen, 
Abfindungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weniger gün- 
stig behandelt als Investoren dritter Länder; Gesellschaften mit 
Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei werden in 
diesen Fällen nicht weniger günstig behandelt als Gesellschaften 
mit Beteiligung von Investoren dritter Länder. Zahlungen sind frei 
transferierbar. 


(5) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen Kapitalanlagen und Investoren einer Vertragspartei 
im Gebiet der anderen Vertragspartei eine Behandlung, die nicht 
ungünstiger ist als die von Kapitalanlagen und Investoren derjeni- 
gen dritten Staaten, die in dieser Hinsicht die beste Behandlung 
erfahren. 


Artikel 5 

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der ande- 
ren Vertragspartei den freien Transfer von Zahlungen im Zusam- 
menhang mit Kapitalanlagen, insbesondere des Kapitals, der 
Erträge und, Im Falle der Liquidation oder des Verkaufs, des 
Liquidations- oder Verkaufserlöses. 


KOHTO CT>meCTByBaT HJIH me BT>3HHKHaT B 6T>;ieme MOK/iy 
;^oroBapamMTe ce cxpaHw h3bt>h HacToamM« ;ioroBOp, 
npoH3THMa pe)KMM, c KOHTO Ha HHBecTHTopHxe Ha Apyraxa 
AorOBapama ce cxpana hjih na xexHHxe HHBecxHitHH cJieABa 
;ia ce npeAOCxaaa no-ÖJiaronpHaxHo xpexMpane, oxkojikoxo 
CT> rjiacHo HacxoamHa AoroBOp, xo3h peJKHM me hmb npe- 
/IHMCXBO npeA HacxoamHa ;ioroBOp ;ioxoJiKOBa, ;iokojikoxo 
xoH e no-ÖJiaronpHaxeH. 

6. BcaKa AoroBapama ce cxpana me cnasBa BcaKO Apyro 
3aAT>Ji5KeHHe, Koexo e noejia no oxHomenne na HHBecxHitHH 
Ha HHBecxHXopH Ha ;xpyraxa AoroBapama ce cxpana na 
CBoaxa xepHXopna. 

qjIEH 4 

1. HHBecTHHHH Ha HHBecxHXopH Ha e^Haxa AoroBapama 
ce cxpana ce noJi3yBax na xepHxopHaxa na ;ipyraxa jiotobsl - 
pama ce cxpana ox m>jiHa 3amHxa h cnrypnocx. 

2. ÜHBecxHitHH Ha HHBecxHXopH Ha e^Haxa /loroBapama 
ce cxpana Morax ;ia ce oxMyac/iaBax na xepHXopnaxa na ;ipy- 
raxa /loroBapama ce cxpana caMO na 3aKOHHO ocHOBanne b 
oÖmecxBeH HHxepec h cpemy o6e3mexeHHe. 06e3mexe- 
HHexo xpaÖBa j^ia. CT>oxBexcxByBa na cxoHHocxxa na oxMyac/te- 
Haxa HHBecxHHHa Henocpe^cxBeHo npe^H MOMenxa, b 
KOHXO e CT>o6meHO nyÖJiHMHO 3a oTMyacAaBanexo hjih 3a 
npe^cxoamoxo oxMyÄ/iaBaHe. 06e3mexeHHexo xpaÖBa m ce 
H3njiama He3a6aBHO cjie^ oxHyÄjxaBanexo; xo xpaÖBa ^a 
ÖTj^e ^eHCXBHxejiHO H3noji3yBaeMO h cboöoaho npeBojiHMo. 

3. ripaBOMepHocxxa na oxMyjKjiaBaHexo me ce npOBepaea 
no HCKane na HHBecxHXopa no m>xa na pe^OBHaxa npaena 
nponejiypa na jioroBapamaxa ce cxpana, Koaxo e npeOTpne Jia 
MapKaxa no oxMyjKAaBaHexo. Flpn cnopoBe oxhocho pa3Mepa 
Ha oöesmexeHHexo, HHBecxHXopT>x h jipyraxa jioroBapama 
ce cxpana me npoBe^^ax KOHcyjixaitHH 3a onpe/iejiaHe cxoh- 
Hocxxa Ha oxnyÄjieHaxa HHBecxHitHa. Ako b cpoK ox xpH 
Meceita cjieji 3anoMBaHe na KOHcyjixaqHHxe ne ce nocxHXHe 
cnopa3yMeHHe, pa3MepT>x na o6e3mexeHHexo no HCKane na 
HHBecxHxopa me ce npOBepaaa hjih b pe^OBHa npoitejiypa na 
jioroBapamaxa ce cxpana, Koaxo e npeOTpnejia MapKaxa no 
oxMyjKAaBaHexo, hjih ox Me)KjiyHapo.aeH apÖHxpa^en ct>a. 

4. MHBecxHXopH Ha extnaxa AoroBapama ce cxpana, kohxo 
BCJ ie/ICXBHe Ha BOHHa hjih JipyXH BT>OpT>)KeHH CXT>JIKHOBe- 
HHa, H3BT>HpeAHO nOJIOJKCHHe HJIH JXpyXH nOJIOÖHH CTiÖHXHa 
Ha xepHXopnaxa na ;ipyraxa jioroBapama ce cxpana, npexT>p- 
nax 3ary6H na HHBecxHUHH, me 6T>Aax xpexHpaHH ox xa3H 
jloroBapama ce cxpana no oxHomenne na eaenxyajiHH 
BT>3CxaHOBaBaHHa, o6e3mexeHHa hjih jipyxH nacpernnn 
njiamaHHa ne no-MaJiKo ÖJiaronpnaxHO ox HHBecxHxopH na 
xpexH cxpaHH; jxpyjKecxBa c ynacxne na HHBecxHXopn na jxpy- 
raxa ;ioroBapama ce cxpana me 6T>Aax xpexnpaHH b xaKHsa 
cjiynaH ne oo-mbjiko ÖJiaronpnaxHO ox Apy^ecxBa c ynacxne 
Ha HHBecTHXopH Ha xpexH cxpaHH. rijiamaHHaxa me 6T>Aax 
CBOÖOAHO npeBOAHMH. 

5. rio oxHomenne na cjiynanxe, ypeac^aHH c nacxoamna 
MjieH, HHBecxHLiHHxe H HHBecxHxopHxe Ha eOTaxa jioroBa- 
pama ce cxpana ce noJi3yBax na xepHxopnaxa na ^pyraxa 
jioroBapama ce cxpana ox xpexnpane, Koexo ne e no-MajiKo 
ÖJiaronpnaxHO, oxkojikoxo xoBa na HHBecxHitHH h HHBecxH- 
xopH Ha 0He3H xpexH AT>p)KaBH, KOHTO ce noji3yBax b xoBa 
oxHomenne ox nan-jioöpo xpexHpane. 

qjIEH 5 

1. BcaKa AoroBapama ce cxpana rapanxHpa na HHBecxHXo- 
pHxe Ha Apyraxa /loroBapama ce cxpana CBOÖo/ien npeaojl na 
njiamanna bt>b BpT>3Ka c HHBecxHUHH, no-cneitnajiHo na 
KannxaJia, na npHxoAHxe h, b caynaH na jiHKBH/iaaHa hjih 
npoAajKÖa, na npnxoAHxe ox JiHKBHjxaitnaxa hjih npo^a«- 
öaxa. 
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(2) Der Transfer gemäß den Artikeln 4, 5 und 6 wird unverzüg- 
lich zum jeweiligen Kurs des jeweiligen Landes durchgeführt. 


Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf- 
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage in dem Gebiet 
der anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Vertragspar- 
tei, unbeschadet der Rechte der erstgenannten Vertragspartei 
aus Artikel 7, die Übertragung aller Rechte oder Ansprüche dieser 
Investoren kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver- 
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel- 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger unter Berücksichtigung der Gegenforderungen 
auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer der an die betreffende 
Vertragspartei aufgrund der übertragenen Ansprüche zu leisten- 
den Zahlungen gelten Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 sinngemäß. 


Artikel 7 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar- 
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Welse nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestel- 
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei- 
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Generalsekretär der Vereinten Nationen bitten, 
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Gene- 
ralsekretär die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der dienstälteste Untergeneralsekretär die Ernennungen vorneh- 
men, der nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien besitzt. 

(5) Der Obmann und die Mitglieder des Schiedsgerichts müs- 
sen Angehörige eines Staates sein, mit dem beide Vertrags- 
parteien diplomatische Beziehungen unterhalten. 

(6) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten des von ihr bestellten Mitglieds sowie ihrer Vertretung in 
dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns 
sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags- 
parteien zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann 
eine andere Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


2. üpeBO/l'bT cirjiacHO hji.4, 5 m 6 nte ce HSB^puiBa neaa- 
öaBHO no cbOTBCTHMH Kypc Ha cTjOTBexHaTa cTpana. 


HJIEH 6 

Ako e^iHaia ;ioroBapfliita ce cTpaHa waB'bpujM njiaiitaHMH 
Ha CBOH HHBeCTMTOpH OCHOBa Ha rapaHUMH 3a MHBeCTM- 
UMfl Ha TepMTopwflTa na ;ipyraTa ;ioroBapHiita ce cipana, to 
Ta3M Äpyra ;ioroBapaiita ce cxpana, 6e3 jia. ce 3acHraT npaBaxa 
Ha m^pBonocoHeHaxa /loroBapama ce cxpana no HJieH 7, me 
npM3HaBa npexB^pnanexo na bcmhkm npaaa mjim npexenuMH 
Ha xe3M MHBecxHxopw no cwjiaxa na 3aKOHa mjim B'b3 ocHOBa 
Ha npaBHa c^ejiKa na ntpaonocoHenaxa ;ioroBapHma ce 
cxpana. Ocbch xoBa ;ipyraxa AOxoBapama ce cxpana me npM3- 
naBa na mipBonocoHenaxa ;ioroBapama ce cxpana BcxT>nBa- 
nexo M btjB bchhkm OHe3M npaaa mjim npexenunw / npexBiip- 
jieHH npexenuHM / , komxo n'bpBonocoHenaxaAOxoBapHma ce 
cxpana wMa npaao ^a ynpa^cHABa b c^mna oöeM, kbkxo m 
npaBHMHx M npeAinecxBeHMK, npw ctönio^iaBaHe na nacpem- 
HMxe npexennnn. 

Ilo oxHoiueHMe npeBO^a na njiamanHflxa, komxo cjie;iBa m 
ce HSBTjpmBax na ctoxBexnaxa AoroBapama ce cxpana 81,3 
ocHOBa Ha npexB'bpjieHM npexenuMn, ca BajinOTH no cmmctjü 
Mjien 4, aji. 2 M Mjien 5. 

HJIEH 7 

1. CnopoBe MejK/iy ^oxoBapamuxe ce cxpanw no xi^jiKyBa- 
nexo HjiM npwjiaraHexo na nacxoamna AoxoBop me ce ypeac- 
;iax, ;ioKOJiKoxo e B'b3MO)KHO, ox npaanxencxBaxa na ;tBexe 
/loroBapamn ce cxpann. 

2. Ako e;niH cnop ne MO>Ke ^a ce ype;iM no xo3m naMnn, no 
HCKane na e^na ox ;toxoBapflmnxe ce cxpann xom me ce 
oxnaca ;io apGiixpa^ceH cm. 

3. ApÖMxpaÄHMHx CM me ce c'b3MBa 3a Bcexn ox/ienen 
cjiyHaw, Kaxo Bcaxa /loroBapama ce cxpana me nocoMBa no 
e^HH HJien, a ;tBaMaxa HJienoBe ce ^oroBapax oxhocho e^HH 
rpaMannH na xpexa AM^aBa 3a npe^ceMxeji, komxo me ce 
Ha3HaHaBa ox npaanxencxBaxa na ;iBexe AoroBapamw ce 
cxpaHM. HjienoBexe cJTe;iBa m ce onpeziejiax b cpoK ox ßßa 
Mecena, a npextceMxejiax b cpoK ox xpn Mecena cjiqr Kaxo 
e^inaxa /loxoaapama ce cxpana e ctoGmuna na ;ipyraxa, ae 
MCKa M oxnece cnopa jio apönxpaJK. 

4. Ako ne ce cna3ax nocoaenMxe b ajinnea 3 cpoKOBe, 
BcaKa ;ioroBapama ce cxpana, npn Jinnca na ;ipyxo cnopa3y- 
Menne, moäc m homojim renepaiiHHa ceKpexap na 06e;iMHe- 
HMxe HauMM M M3B'bpuJM HCoöxo/iMMMxe Ha3HaMeHMa. Ako 
renepajiHMax ceKpexap e xpaMaHMH na e;iHa ox ^oxoBa- 
pamnxe ce cxpann mjih aKo no Apyra npHanna e B'b3npe- 
naxcxBysan, Ha3HaHeHMaxa ce M3B'bpmBax ox cjie;iBamna no 
cxapiuHHcxBo renepaneH no^ceKpexap, komxo He e rpaMa- 
HMH Ha e;iHa ox /loroBapamnxe ce cxpann. 

5. npe;iceMxeJiax m anenoBexe na apÖMxpaÄHMa cm 
xpaöa M ötjMx rpaÄAaHM na /i'bpÄaBM, c komxo m ^Bexe 
;ioroBapHmM ce cxpaHM noM'bp>Kax ^nnjiOMaxMaecKM 
oxHOineHMfl. 

6. ApÖMxpaxcHMHx CM B3eMa pemeHMH c öojimMHcxBO Ha 
rjiacoBexe. PemenMaxa My ca 3aÄ'BJnKMxejiHM. BcaKa jtoroBa- 
pama ce cxpana noeMa pa3X0ÄMxe 3a nocoaenna ox nea ajieH, 
KaKxo M 3a cBoexo npe;icxaBMxeJicxBO b npoue^ypaxa npe;i 
apÖMxpaacHMa cm; pa3X0AMxe 3a npe^iceMxeJia, KaKxo m 
A pyPMxe pa3xo;iM, ce noeMax no paßHM aacxM ox ^Bexe aoro- 
Bapamn ce cxpaHM. ApÖMxpa^cHMax cx.^ Mo»ce aa onpe^ejiM 
M ;ipyr naaMH 3a ype)K;iaHe Ha pa3xo;iMxe, B ocxanaJiMxe 
cjiyaaM apÖMxpaacHMax cm onpe^tena caM npone;typaxa 

CM. 
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Arti kel 8 

Dieser Vertrag gilt für Kapitalanlagen, die Investoren der einen 
Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Gebiet nach dem 1 . Januar 
1965 vorgenommen haben. 


Artikel 9 

(1) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen stehen, werden die Vertrags- 
parteien die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei 
weder ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, 
Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

(2) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Auf- 
enthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage in das Gebiet der anderen Vertrags- 
partei einreisen wollen, wohlwollend prüfen; das gleiche gilt für 
Arbeitnehmer der einen Vertragspartei, die im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage in das Gebiet der anderen Vertragspartei 
einreisen und sich dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als 
Arbeitnehmer auszuüben; auch Anträge auf Erteilung der Arbeits- 
erlaubnis werden wohlwollend geprüft. 


Artikel 10 

Entsprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 wird dieser Vertrag in Übereinstimmung mit den festgeleg- 
ten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 


Artikel 11 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden in Sofia ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf wird er auf unbegrenzte Zeit verlängert, sofern nicht 
eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit einer Kündi- 
gungsfrist von zwölf Monaten schriftlich kündigt. 

Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit gekün- 
digt werden, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung noch ein Jahr 
in Kraft. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 10 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tage des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Hannover am 12. April 1986 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


HJIEH 8 

HacTosrntHsiT AoroBop bhäh 3a mmbccthuhh, kohto hhbc- 
CTHTopM Ha eAHara AoroBapama ce cTpaHa ca m3bt>pluham b 
c'bOTBCTCTBMe c npaBHHTC pa3nopeA6H na Apyrara Aorosap- 
ama ce crpaHa Ha TepHTopMara h caca 1 anyapH 1965 roAHHa. 


MJIEH 9 

1. ripM npeB03M Ha CTOKM M AMUa, CB'bp3aHM C HHBeCTM- 
UHH, AoroBapaiAWTe ce CTpaHH HaMa Aa H3KAi0HBaT mah 
orpaHHHaBar TpaHcnopTHMxe npeAnpnaxHa na Apyraxa 
AoroBapama ce cxpana m, aokoakoxo e neoöxoAWMO, me 
M3AaBax pa3pemHxeAHM 3a M3B'bpmBaHe na npeB03H. 

2. /loroBapamHxe ce cxpaHH me pa3rAe)KAax ÖAaroc- 
KAOHHO B paMKMxe Ha B'bxpemnoA'bp^KaBHHxe cm npaBHM pa3- 
nopeAÖH MOAÖH 3a BAM3aHe h npecxoM na AHua na eAHaxa 
AoroBapama ce cxpana, kohxo Mcxax Aa BAaxax na xepMxo- 
pnaxa na Apyraxa AoroBapama ce cxpana bi^b Bp-bXKa c 
AaAena MHBecxHUHa; c-bmoxo ce oxnaca 3a paöoxHHun h 
cAy)KMxeAM Ha eAHaxa AoroBapama ce cxpana, kohxo bi>b 
B pT>3Ka c AaAena HHBecxMLma HCKax Aa BAaxax na xepnxo- 
pnaxa na Apyraxa AoroBapama ce cxpana m Aa npecxoaBax 
xaM, 3a Aa ynpa)KHaBax Aennocx Kaxo paÖoxHHK hah CAyacM- 
xca; cT>mo xaKa ÖAarocKAOHHO me ce npoyHBax m MOAÖnxe 3a 
H3AaBaHe na pa3pemeHMa 3a paÖoxa. 


HJIEH 10 

CT>rAacHo HexHpncxpaHHOxo cnopa3yMeHMe ox 3 cen- 
xeMBpM 1971 roAMHa Hacxoamwax AoroBop ce paxnpocxHpa, 
B CT>oxBexcxBMe c ycxanoBeHHxe npoueAypn, BT>pxy BepAMH 
(BanaAen). 

HJIEH 11 

1. Hacxoamwax AoroBOp noAAeÄH na paxH(J)HKauMa; 
paxH(J)HKauMOHHHxe AOKyMenxH me ce pa3MeHax b Co(t)Ha. 

2. Hacxoamnax AoroBop BAM3a b chab eAHH Mecen cAeA 
paxMana na paxH(t)HKauHOHHHxe AoxyMenxn. Tom ocxaBa b 
CHAa 3a Aecex xoamhh; cAeA M3XHHaHexo mm ce npoAT>Ji>KaBa 
3a HeorpaHMHeHo BpeMe, axo eAHa ox Aßexe AoroBapamn ce 
cxpaHH He AenoHCMpa nncMeno AoroBopa ct^c cpoK 3a npe- 
AH3BecxMe ox ABanaAecex Meceua. CAeA H3XMHaHexo na 
Aecex roAHHM AoroBOpT>x Mo^ce Aa ce AeHOHcnpa no Bcaxo 
BpeMe, HO ocxaBa b chab ome eAHa roAMna cAeA AenoncMpa- 
nexo My. 

3. 3a MHBecxHUHM, M3BT>pmeHM AO MOMenxa na npexpaxa- 
Banexo na nacxoamna AoroBop, HAenoBe ox 1 ao 10 me 
6T>Aax bbahahm 3a ome nexnaAecex xoamhh, cHHxano ox 
Aena na npexpaxaBanexo na AoroBopa. 


CT>cxaBeHO b XanoBep Ha 12. anpHA 1986 r. b abb opHXH- 

HBAB, BCeKH HB HeMCKH M 6T>ArapCKH e3MK, KBXO BCeKH OX XeK- 
cxoBexe hmb eAHaxBa chab. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAepaAHa penyÖAMKa TepMaHMa 
Hans-Dietrich Genscher 

Für die Volksrepublik Bulgarien 
3a HapoAHa penyÖAMxa BT>ArapMa 
Ognjan Doinow 
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Protokoll 

Bel der Unterzeichnung des Vertrags über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Bulgarien haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem 
folgende Vereinbarungen getroffen, die als Bestandteile des Ver- 
trags gelten: 

(1) Zu Artikel 3 

Als „Betätigung“ Im Sinne des Artikels 3 ist Insbesondere, aber 
nicht ausschließlich, die Venwaltung, die Verwendung, der 
Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage anzusehen. Als 
eine „weniger günstige“ Behandlung Im Sinne des Artikels 3 Ist 
insbesondere anzusehen: die Einschränkung des Bezugs von 
Roh- und Hilfsstoffen, Energie- und Brennstoffen sowie Produk- 
tions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behinderung des Absatzes 
von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie sonstige Maßnahmen 
mit ähnlicher Auswirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder 
Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ 
Behandlung. 


(2) Zu Artikel 4 

a) Die Bestimmungen des Artikels 4 gelten auch für die Überfüh- 
rung einer Kapitalanlage in öffentliches Eigentum, ihre Unter- 
stellung unter öffentliche Aufsicht sowie jede andere Entzie- 
hung oder eine solche Einschränkung von Vermögensrechten 
durch hoheitliche Maßnahmen, die In ihren Auswirkungen 
einer Enteignung gleichkommt. 

b) Das in Absatz 3 genannte internationale Schiedsgericht wird 
von Fall zu Fall gebildet, indem jede Streitpartei ein Mitglied 
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Angehörigen eines 
dritten Staates als Obmann einigen. Die Mitglieder sind Inner- 
halb von zwei Monaten, der Obmann ist innerhalb von drei 
Monaten zu bestellen, nachdem die eine Streitpartei der ande- 
ren mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheiten 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. Werden die vorge- 
nannten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung jede Streitpartei den Vorsitzen- 
den des internationalen Schiedsgerichts bei der Handelskam- 
mer in Stockholm bitten, die noch erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Der Obmann und die Mitglieder des Schieds- 
gerichts müssen Angehörige eines Staates sein, mit dem 
beide Vertragsparteien diplomatische Beziehungen unter- 
halten. 

Das Schiedsverfahren wird von dem Schiedsgericht selbst 
unter Anwendung der Schiedsgerichtsregeln der Kommission 
der Vereinten Nationen für Internationales Handelsrecht 
(UNCITRAL) vom 15. Dezember 1976 festgelegt. Das Gericht 
entscheidet mit Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist end- 
gültig und bindend; sie wird nach Innerstaatlichem Recht 
vollstreckt. Die Entscheidung muß die Grundlage angeben, 
auf der sie ergangen ist; sie ist auf Verlangen der einen oder 
anderen Streitpartei zu begründen. 

Jede Streitpartei trägt die Kosten des von ihr bestellten Mit- 
glieds und Ihrer Vertretung in dem Schiedsverfahren; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von 
beiden Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. 

c) In den in Artikel 4 Absatz 3 genannten Konsultationen und 
Schiedsverfahren wird die betreffende Vertragspartei durch 
die jeweils zuständigen Ministerien vertreten. 


nPOTOKOJI 

ripH no;inMCBaHeTo Ha ;ioroBopa 3a B3aHMH0 Hac'bpHaaaHe 
M B3aMMHa saiHMTa Ha MHBeCTMUMM MCÄ/iy 4)e;iepajiHa peny- 
ÖJiMKa r epMaHHfl m Hapo^ina penyöjiwKa ETjiirapHB no;inHca- 
HHie m>jiHOMouxHHUH nocTHrnaxa ocbch TOBa cjie;iHHTe 
cnopa3yMeHM5i, komto ce cHHiar c'bciaBHa qacT Ha;ioroBopa: 


(1) KtiM HjieH 3 

Karo »;ieHHOCT« b cMMC'bJia na HJien 3 ce cHwra no-cne- 
UHajiHo, HO He M3KjiK)qHTejiHO, ynpaBJieHHeio, npwjiOÄe- 
HHCTO, ynoTpeöara h nojiiyBanero na ejina HHBecTHqH». 
Karo »no-MajiKo ÖJiaronpHBTHo« TpeiHpane b cmhctjüb na 
HKeH 3 ce cHMxa no-cneuHaJiHO : orpaHMHaBaneio na noxyn- 
KMie Ha cypoBHHH M cnoMararejiHM MarepHaJiH, eHeprM« h 
ropHBa, a ci^mo h na npoH3Bo;icTBeHH m eKcnjioarauHOHHH 
cpe^cTBa OT BCBKaK'bB BH/i, B'b3npenHTCTByBaHeT0 Ha njiac- 
MeHxa Ha npo^iyKuwaTa b cTpanara h b ny^KÖHna, Kaxio h 
;ipyrH MepKH c no;io6eH e4)eKT. MepKH, kohto cJie;iBa ;ia ce 
B3HMaT no npHHMHH Ha oömecTBeHara cwrypHocT h pe;i, na 
Hapo;iHOTO 3;ipaBe mjim HpaBciBenocT, ne ce cHHiar Karo 
»no-MajiKo ÖJiaronpHHTHo« rpernpaHe. 

(2) KtiM HjieH 4 

a) Pa3nope;i6HTe na Hjien 4 ce npMJiarar w 3a npexBT>pjiH- 
Heio Ha e;iHa HHBecTHUHH b oömecTBena coöcTBenocT, 
nocTaBflHeio m no;i oöinecTBen kohtpoji, KaxTo h bchko 
;ipyro OTHeMane mjim raxoBa orpaHMHaBane na MMymecT 
BeHM npaBa Hpe3 cyBepeHHM MepxM, xoexo no nocJiejicT- 
BMHTa CM e paBHo Ha ornyÄjiaBaHe. 

6) nocoHeHMHT B ajiMHca 3 MCÄAyHapojieH apÖMTpaÄen ci^n 
ce o6pa3yBa 3a BcexM oTnejien cJiynaH, xaro Bcaxa cipana 
no cnopa noconaa e^H HJien, a jiBawara HJienoBe ce 
jioroBapHT 3a rpaÄjiaHHH na rpeia ji'bpjKaBa xaro npeji- 
cejiaTeji. HjieHOBere rpaÖBa na ce nocoHBax b cpox ot jiBa 
Mecena, a npejicejiaTejiHT b cpox ot ipn weceqa cjien xaio 
ejinaia crpana no cnopa e cT^oöinMiia na jipyraxa, ne 
jxejiae jia oxnece cnopa jto apÖMxpaÄen Ako nocone- 
HMxe no-rope cpoxoBe ne ce cna3«x, Bcaxa cxpana no 
cnopa, npM jinnca na Jipyra noroBopenocx, moäc jxa 
noMOJiM npejiceAaxejifl na MeÄnyHapojiHHH apÖMxpaÄen 
CM npM T-bproBCKaxa nanaxa b Cxokxojim ^a M 3 BT>pmH 
xeoöxoOTMMxe ome Ha3HaHeHH5i. üpeAcejiaxejiax m HJie- 
HOBexe Ha apÖMxpaÄHMH cm xpaÖBa m ö-max rpa^K^aHM 
Ha ;n>p)KaBH, c komxo jiBexe jioroBapHinM ce cxpann no;;- 
m>p>Kax nMnjioMaxHHecKM oxHomeHM«. 

ApÖMxpaÄHaxa nponejiypa ce onpejiejiH ox caMM» apÖM- 
xpa^xen cm, xaxo ce npMJiarax apÖMxpaÄHMxe npaBMJia na 
KOMMCMHxa Ha OöenMHeHHxe nauMM 3a MeMywapojiHO 
xMroBCKO npaBO (yHCMTPAJI) ox 15 ^exeMBpn 1976 
ronMHa. Cmi>x B3eMa pemeHMe c öojiiumhcxbo na xjiaco- 
Bexe; pemeHMexo e OKOHHaxejiHo m 3a;iM)KHxejiHo; xo ce 
H3n'bJiH«Ba cMiiacHO B'bxpemHonT>p>KaBHOxo npaBo. B 
pemeHMexo xpaÖBa zta ce nocoHBa ocHOBaxa, Ha kohxo xo e 
M3jiajieHo; no ncxane na ejinaxa mjim jipyraxa cxpana no 
cnopa, xo xpBÖBa m ce oöocHOBaaa. 

BcHxa cxpana no cnopa noeMa pa3xonHxe 3a noconeHMa 
ox nea Hjien m 3a npejtcxaBMxejicxBoxo cm b apÖMxpaacnaxa 
nponejiypa; pa3xojiMxe 3a npejicextaxejia, xaxxo m npy- 
xMxe pa3xo;iM ce noewax ox hbqtq cxpaHM no cnopa no 
paBHM HaCXM. 

b) IlpM noconeHMxe b HJieH 4 ajinnea 3 KOHcyjixauMM m apÖM- 
xpa^KHM nponejiypM cMTBexnaxa jioroBapama ce cxpana 
me ÖMe npejicxaBJiaBana ox KOMnexenxHMxe mmhm- 
cxepcxBa. 
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(3) Zu Artikel 5 

a) Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 5 
Absatz 2 gilt der Transfer, der Innerhalb der normalerweise zur 
Beachtung der Transferförmlichkeiten notwendigen Frist 
durchgeführt wird. Die Frist beginnt mit der Einreichung des 
entsprechenden Antrages und darf keinesfalls zwei Monate 
überschreiten. 

b) Der Ausdruck „Jede Vertragspartei gewährleistet den Investo- 
ren der anderen Vertragspartei den freien Transfer von Zah- 
lungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen, insbesondere 
des Kapitals, der Erträge und, im Falle der Liquidation oder 
des Verkaufs, des LIquidations- oder Verkaufserlöses“ in Arti- 
kel 5 bedeutet in bezug auf die Volksrepublik Bulgarien: 
Entsprechend den bei Unterzeichnung dieses Vertrags gelten- 
den Devisenvorschriften der Volksrepublik Bulgarien werden 
Zahlungen gemäß Artikel 5 aus den Mitteln der gemischten 
Gesellschaft auf Ihrem Devisenkonto in das Ausland transfe- 
riert. Verfügt die gemischte Gesellschaft nicht ausreichend 
über Devisenguthaben für Zahlungen gemäß Artikel 5, so wird 
die Bulgarische Nationalbank die für den Transfer erforder- 
lichen Devisen gegen Inlandswährung zur Verfügung stellen. 
Hinsichtlich des Transfers von Gewinnanteilen und Zinsen gilt 
dies dann, wenn die gemischte Gesellschaft mit Genehmi- 
gung der zuständigen bulgarischen Behörden eine wirtschaft- 
liche Tätigkeit ausübt, als deren Ergebnis ganz oder teilweise 
Einnahmen in Inlandswährung erzielt werden. 


Geschehen zu Hannover am 12. April 1986 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(3)KT3M HJICH 5 

а) Karo »HesaöasHo« HSB'bpiuBaH no CMHc-biia Ha MjieH 5 
ajiHHea 2 ce cMMTa npcBOA, H3BT,piiieH b cpoK, HeoöxoawM 
oÖHKHOBeHo 3a H3n'bjiHeHMe Ha ^opMajiHOCTHTe no npe- 
Boaa. CpoK"bT 3anoHBa m tchc c no^aaBanexo na cbOTBCT- 
HaTa MOJiöa h ne ÖHBa b HMKaK^B cjiyMaH m npeBMuiaBa 
JXB3. Mcceua. 

б) M3pa3'bT »BcHKa aoroBapama ce cipana rapaHTwpa na 
HHBCCTHTopHTe Ha ^ipyraxa AOFOBapHma ce cxpana cboöo- 
jxta npeBoa na njiamaHMH b-bb Bp'b3Ka ce MHBecTHUHM, 
no-cneuMaJiHO na KanHiajia, npHXO^Te m, b cjiyHaH na 
JlHKBHAaUMB HJTH npO^a^KÖa, Ha npHXO^HTe OT JlMKBHaa- 
UHHTa HJiH npo.aa>K6aTa« b HJieH 5 03HaHaBa no OTHome- 
HHe Ha HapOOTa penyÖJiHKa B^JirapHa; 

CTiFjiacHO AeHCTByBamHie npH no^nHCBaHe na 
HacToaiuHH ;ioFOBOp BaJiyTHM pa3nopezt6H na Hapozrna 
penyöJiHKa B-biiFapH» njiaiuaHHaTa ctFJiacHO Hjien 5 me 
ce npeBe)KaaT b qy^KÖnna ot cpe^cTBaxa na CMecenoTO 
apy>KecTBO no BajiyTHaxa My cMeTxa. Ako CMecenoTo 
apy>KecTBO He pa3nojTaFa c aocTaT^HHO BajiyTHH aaoapH 
3a njiamaHMHTa c^FjiacHO MJieH 5 , to TOFaaa BtiiFapcxaTa 
Hapo^ana öanxa me npe^ocTaBH neoöxoOTMHTe 3 a npe- 
Bo;ia BajiyTHH cpe;iCTBa cpemy MecTHa Banyxa. Ilo 
OTHomeHHe 3a npeBo;ia na ;iejia ot neHajiöwTe h jiHXBHxe 
TOBa Ba>KH TOFaBa, KOFaxo CMeceHOTO ,apy)KecTBO c pa3- 
pemeHHe na KOMnexeHTHHTe 6"bJiFapcKH BjiacTH 
M3B"bpiiiBa cTponancKa ,aeHHOCT, b pe3yjTTaT na kohto ce 
peajiH3HpaT h3Uhjio hjth nacTWHHo npHxo^H b Mecrna 
Bajiyja. 


CtCTaBeno b XanoBep, na 12 . anpHJi 1986 f. b ;iBa opHFH- 
Hajia, BcexM na HeMCKH h ötjiFapcKH e3HK, Kaxo Bcexn ot tqk- 
CTOBexe HMa e^naKBa cwjia. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a <I>e;iepajTHa penyöjiHKa FepMaHH« 
Hans- Di etri ch Genscher 

Für die Volksrepublik Bulgarien 
3 a Hapo^ina penyöjiHKa BtiiFapHa 
Ognjan Doinow 
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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Bonn Hannover, den 1 2. April 1 986 


Exzellenz, 

anläßlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik Bulgarien über die 
gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapi- 
talanlagen beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Jede Vertragspartei sichert zu, daß gemischte Gesellschaften 
mit Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei nicht 


weniger günstig behandelt werden als Gesellschaften ohne aus- 
ländische Beteiligung. 

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Genscher 


An den 

Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Ministerrats und Vorsitzenden 
des Wirtschaftsrats beim Ministerrat 
der Volksrepublik Bulgarien, 

Herrn Ognjan Doinow 


3aM. npcjxcQjxsLTCji Ha MHHHCTepcKH» XaHOBcp, 12. anpHj[ 1986 r. 

c-bBCT M npe^tce^taTCJi Ha CTonaHCKwa 
C^BCT npH MHHHCTepCKHa CT>BeT Ha 
Hapo^na penyÖJiHKa B^jirapHa 
OrnaH /Jomhob 


Focno^iHH (te^tepajieH mmhhct'bp, 

HMaM HecT, fla hotb'lp^h noJiyHaBaHero na ^HemnoTO Bw hhcmo ctjC cjicototo 
c'b^t'bp^KaHHe: 

»rio noBO^t noOTHCBaHCTO na aoroBopa Me)K;ty <E>e;tepaJiHa penyÖJiwKa repManwa 
M Hapo^tna penyÖJiHKa BtJirapHa 3a B3aHMHO Hac^bpHaBane h B3aHMHa 3amHTa na 
HHBeCTHUHHTe, HMaM HCCT JXSL Bh Cl>06lHa CJieOTOTO: 

BcaKa AoroBapauta ce crpana rapaHTHpa, ae cMecenn jxpyMCCTBSi c yaacTHe na 
HHBecTHTopH Ha flpyraTa ^oroBapama ce crpana me ö'bAar ne no-MajiKo ÖJiaro- 
npnaTHO rpernpann or ;tpy)KecTBa 6e3 ay^K/tecrpaHHO yaacTne«. 

npHeMere, rocno^tHH (teaepanen mhhhcti>p, H3pa3a Ha OTJiHaHMre mh noanraHHa. 

Ornan JXomoB 


flo 

r-H (^eziepajiHHa mhhhct'lp 
H a BTjHHIHHTe paÖOTH Ha 
<E>eAepajiHa penyÖJiHKa PepManHa 
XaHc /iMTpHx PeHuiep 


(Übersetzung) 

Der Stellvertretende Vorsitzende Hannover, den 12. April 1986 

des Ministerrats und Vorsitzende 

des Wirtschaftsrats beim Ministerrat 

der Volksrepublik Bulgarien 

Ognjan Doinow 

Herr Bundesminister, 

ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Briefs mit folgendem Inhalt zu bestätigen: 
(Es folgt der Text der einleitenden Note.) 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung. 

Ognjan Doinow 

An den 

Herrn Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Dietrich Genscher 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der Investitionsförderungsvertrag mit Bulgarien spiegelt 
das Interesse beider Staaten wider, ihre wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu verbessern. Private Kapitalanlagen 
sind in besonderem Maße geeignet, die wirtschaftliche 
Entwicklung und Zusammenarbeit zu fördern. Investitio- 
nen der privaten Wirtschaft vermitteln neben Risikokapital 
vor allem auch technisches Wissen und unternehmerische 
Erfahrung. In der Form der gemischten Gesellschaften 
(„joint ventures“) zielen sie auf eine langfristige Koopera- 
tion zwischen dem ausländischen Investor und dem loka- 
len Partner ab und eignen sich somit in besonderer Weise 
für eine dauerhafte und fruchtbare wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit beider Länder. Nach bulgarischem Wirtschafts- 
recht sind gemischte Gesellschaften bereits seit längerem 
zulässig. 

Ein Mittel zur Förderung von privaten Auslandsinvestitio- 
nen ist der Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. 
Diese Verträge dienen der Förderung und dem Schutz 
privater Kapitalanlagen, indem sie bestimmte Rahmenbe- 
dingungen in völlkerrechtlich verbindlicher Form festlegen. 
Ihr Abschluß ist zudem eine wichtige Voraussetzung für 
weitere Förderungsmaßnahmen, z. B. die Übernahme von 
Bundesgarantien gegen politische Risiken. Nach den 
Bestimmungen des Haushaltsgesetzes kann der Bund zur 
Absicherung solcher Risiken bei förderungswürdigen Kapi- 
talanlagen im Ausland Bürgschaften, Garantien und son- 
stige Gewährleistungen in der Regel dann übernehmen, 
wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen wird, eine 
Vereinbarung über die Behandlung von Kapitalanlagen 
besteht. 

Der deutsch-bulgarische Investitionsförderungsvertrag 
entspricht im wesentlichen dem deutschen Mustervertrag, 
der auch Grundlage der entsprechenden Verträge mit 
zahlreichen Entwicklungsländern ist. 


II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 11 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
ein Briefwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“ und „Investoren“. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält das allgemeine Prinzip einer 
gerechten und billigen Behandlung, Unter den Schutz des 
Vertrags fallen alle Kapitalanlagen, die in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften des Gastlandes vor- 
genommen worden sind. Erträge aus der Kapitalanlage 
genießen den gleichen Schutz. 

Zu Artikel 3 

Die Vertragsparteien sichern sich in dem Vertragswerk 
Meistbegünstigung und Inländerbehandlung zu. 


Der Grundsatz der Meistbegünstigung Ist in Artikel 3 nie- 
dergelegt. In Protokollnummer 1 werden einige Beispiele 
einer nach dem Vertrag unzulässigen Schlechterbehand- 
lung aufgeführt. Günstigere Regelungen für den Investor, 
sei es nach dem Recht des Anlagelandes, sei es aufgrund 
völkerrechtlicher Verpflichtungen, gehen vor. Zugleich 
sichern sich die Vertragsparteien zu, daß Verpflichtungen 
einer Vertragspartei gegenüber einem Investor der ande- 
ren Vertragspartei eingehalten werden. 

In einem Briefwechsel zum Vertrag sichern sich die Ver- 
tragsparteien Inländerbehandlung bei gemischten Gesell- 
schaften mit Beteiligung von Investoren der anderen Ver- 
tragspartei zu. Diese dürfen nicht weniger günstig behan- 
delt werden als einheimische Unternehmen. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung setzt die wichtigsten Anforderungen an 
die Entschädigung im Falle einer Enteignung fest. Gemäß 
Protokollnummer 2 Buchstabe a gelten die Bestimmungen 
des Artikels 4 auch für enteignungsgleiche Eingriffe der 
öffentlichen Hand. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung 
sowie die Höhe der Entschädigung werden nach Durch- 
führung von Konsultationen mit der betreffenden Vertrags- 
partei in einem ordentlichen Rechts verfahren nachgeprüft. 
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der Enteig- 
nungsentschädigung kann der Investor auch ein internatio- 
nales Schiedsgericht anrufen. Das Verfahren hierfür ist im 
einzelnen in Protokollnummer 2 Buchstabe b geregelt. Bei 
Verlusten an Kapitalanlagen infolge Krieg oder sonstiger 
bewaffneter Auseinandersetzungen, Ausnahmezustand 
oder sonstiger vergleichbarer Ereignisse wird Meistbegün- 
stigung zugesichert. Die Meistbegünstigung gilt außerdem 
für alle in Artikel 4 geregelten Angelegenheiten. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung gewährleistet den freien und unverzügli- 
chen Transfer von Kapital und Erträgen zum jeweils gülti- 
gen Kurs. In der Protokollnummer 3 Buchstabe a ist der 
Begriff „unverzüglich“ näher erläutert. Die Protokollnum- 
mer 3 Buchstabe b stellt in bezug auf die Volksrepublik 
Bulgarien fest, daß nach den dort geltenden Devisenvor- 
schriften Zahlungen von dem Devisenkonto der gemisch- 
ten Gesellschaft in das Ausland transferiert werden. Sind 
auf dem Devisenkonto nicht ausreichende Devisengut- 
haben vorhanden, stellt die Bulgarische Nationalbank die 
erforderlichen Devisen zur Verfügung. Beim Transfer von 
Gewinnen und Zinsen gilt diese Garantie nur dann, wenn 
der Devisenmangel dadurch entsteht, daß die gemischte 
Gesellschaft Einnahmen mit Genehmigung der bulgari- 
schen Behörden ganz oder teilweise in Inlandswährung 
erzielt. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung stellt sicher, daß die Bundesrepublik 
Deutschland, wenn sie aus einer Garantie gegen politische 
Risiken für eine in der Volksrepublik Bulgarien vorgenom- 
mene Kapitalanlage in Anspruch genommen wird, die auf 
sie übergegangenen Rechte des Investors im eigenen 
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Namen gegenüber dem Vertragspartner geltend machen 
kann (Grundsatz der Subrogation). 

Zu Artikel 7 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 8 

Der Vertrag gilt auch für sogenannte Altinvestitionen, die 
nach dem 1. Januar 1965 in Übereinstimmung mit den 
maßgeblichen Rechtsvorschriften vorgenommen worden 
sind. Vor diesem Zeitpunkt waren in Bulgarien keine aus- 
ländischen Investitionen zulässig. 

Zu Artikel 9 

Diese Bestimmung enthält einmal ein Diskriminierungsver- 
bot hinsichtlich der Transportunternehmen der anderen 
Vertragspartei für Transporte im Zusammenhang mit Kapi- 
talanlagen und zum anderen eine Wohlwollensklausel für 
die Erteilung von Einreise-, Aufenthalts- und Arbeitserlaub- 
nissen Im Zusammenhang mit Kapitalanlagen. 


Zu Artikel 10 

Artikel 10 enthält die in Verträgen mit den osteuropäischen 
Staatshandelsländern übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 11 

Der Vertrag bleibt zunächst zehn Jahre in Kraft und wird 
sodann - mit einer zwölfmonatigen Kündigungsfrist - auf 
unbegrenzte Zeit verlängert. Im Falle des Außerkrafttre- 
tens des Vertrags genießen die bis dahin vorgenommenen 
Kapitalanlagen noch für weitere fünfzehn Jahre den im 
Vertrag festgelegten Schutz. 

Zu dem Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
zusätzlichen Regelungen, die im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Artikel des Vertrags erwähnt sind. Die Protokoll- 
bestimmungen gelten als Bestandteil des Vertrags. 

Zu dem Briefwechsel 

ln dem Briefwechsel zum Vertrag wird die Inländerbehand- 
lung hinsichtlich der gemischten Gesellschaften mit Betei- 
ligung von Investoren der anderen Vertragspartei zu- 
gesichert. 
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